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Dieser IASS Policy Brief ist folgendermaßen zu zitieren: Löw Beer, D., Schellnhuber, 
H.-J., Leggewie, C. (2018): Zukunftsfonds – Ein Instrument zur klimaverträglichen  
Gestaltung von Infrastruktur und Unternehmen, IASS Policy Brief.



1 Im Vergleich zum Bruttoinlandsprodukt liegt die durchschnittliche Investitionsquote in Deutschland seit 2001 
  unterhalb des Durchschnitts der 36 Staaten der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung   
  (OECD). Allein für 2013 wird der Rückstand auf ca. drei Prozent der Wirtschaftsleistung geschätzt (Fratzscher,   
  2016).
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erausforderungen wie die Versorgung 
einer wachsenden Anzahl an Pflegebe-
dürftigen, unzureichende Daten- und 
Stromleitungen, der Kohleausstieg 

und der Umstieg auf erneuerbare Energien sowie die 
Modernisierung von Maschinen in Unternehmen 
erfordern erhebliche Investitionen. In den letzten 
Jahren wurde in Deutschland sowohl öffentlich als 
auch privat erheblich weniger investiert als im Durch-
schnitt vergleichbarer Länder.1 Allein um die Ziele 
der Energiewende (Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien im Strom- und Wärmesektor, Stromnetzausbau, 
energetische Gebäudesanierung, Systemintegration 
der erneuerbaren Energien) zu erreichen, werden in 
den nächsten Jahren Investitionen in Höhe von 31 – 38 
Milliarden Euro pro Jahr benötigt (Blazejczak et al., 
2013).

Wird in die genannten Bereiche investiert, können 
Wohlfahrt und Lebensqualität gesteigert werden. 
Auch wenn es positive Entwicklungen gibt, die in die-
se Richtung weisen – etwa beim Ausbau erneuerbarer 
Energien – ist es bislang nicht gelungen, eine umfas-
sende sozial-ökologische Transformation auf den 
Weg zu bringen. Mit dem Zukunftsfonds schlagen 
wir ein marktwirtschaftliches Instrument vor, das 
ein eindeutiges Zeichen in Richtung einer Nachhal-
tigkeitstransformation setzt und erhebliche Ressour-
cen bereitstellt, um einen Wandel zu ermöglichen.

Ein Zukunftsfonds verbindet drei wesentliche Aspek-
te für eine Nachhaltigkeitstransformation: Er wird 
sozial und ökologisch nachhaltig finanziert, seine 
Mittel werden anhand der Prioritäten einer sozial-
ökologischen Transformation verwendet und ein Teil 
der Mittel sowie mögliche Renditen werden für einen 
sozialen Ausgleich im Übergangsprozess eingesetzt.  
Abbildung 1 fasst die Grundidee des Zukunftsfonds 
zusammen.

  Empfehlung 1
Ein transformativer Staatsfonds, der in 
Unternehmen investiert, die den sozial-
ökologischen Wandel vorantreiben
Strenge Anlagekriterien sollen sicher-
stellen, dass nur in Unternehmen 
investiert wird, die zu einer ökologischen 
und sozialen Verbesserung beitragen.  
Die Entwicklung der Anlagekriterien und 
die Kontrolle des Investitionsprozesses 
erfolgen demokratisch.

  Empfehlung 2
Ausbau nachhaltiger Infrastruktur
Die staatliche Finanzierung eines 
beschleunigten Ausbaus und einer 
Erneuerung nachhaltiger Infrastruktur 
(u. a. Transport, Stromtrassen, Förderung 
nachhaltiger sozialer und technologischer 
Innovationen) soll deutlich ausgeweitet 
werden.

  Empfehlung 3
Umweltfreundliche und sozial  
gerechte Finanzierung 
Die Finanzierung des Zukunftsfonds soll 
nach unserem Modell verursachergerecht 
erfolgen: Gegenwärtige Emissionen 
werden über eine CO2-Bepreisung, 
historische über eine Nachlasssteuer (eine 
modifizierte Erbschaftssteuer) besteuert. 
Neben dem Zukunftsfonds werden aus 
den Einnahmen auch eine Senkung der 
Mehrwertsteuer sowie sozial- und 
kulturpolitische Maßnahmen finanziert.

Kernbestandteile eines Zukunftsfonds
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Notwendigkeit eines neuen, ambitio-
nierten und marktwirtschaftlich  
orientierten Politikinstrumentes
Auf dem Pariser Klimagipfel 2015 hat die Staatenge-
meinschaft beschlossen, die von Menschen verur-
sachte Erderwärmung auf deutlich weniger als 2 ° C 
im Vergleich zu vorindustriellen Werten zu begren-
zen. In einem Sonderbericht des International Panel 
on Climate Change (IPCC, 2018) werden die Folgen 
einer durchschnittlichen globalen Erderwärmung 
um 1,5 ° C sowie mögliche Pfade zur Erreichung einer 
Begrenzung auf 1,5 ° C untersucht. Selbst wenn eine 
solche Beschränkung erreicht wird, gibt es erhebli-
che klimabezogene Risiken für menschliche und na-
türliche Systeme, die sich u. a. in einer Zunahme von 
Extremwetterereignissen ausdrücken. Wesentliche 
Subsysteme des globalen Klimasystems, wie etwa die 
Polarkappen oder der Amazonasregenwald, könnten 
jedoch erhalten werden. Die aktuelle Entwicklung 
der Emissionen birgt die Gefahr einer Erderwärmung 
von bis zu 8 ° C (IPCC, 2014). Ein Umsteuern ist noch 
möglich, erfordert jedoch eine deutliche und kontinu-
ierliche Emissionsreduktion in den nächsten Jahren 
(Figueres et al., 2017; IPCC, 2018). 

Die Umweltpolitik konnte zwar dazu beitragen, 
den Anstieg der Emissionen zu reduzieren (BMUB, 
2016), jedoch ist es bislang nicht gelungen, einen Pfad  
kontinuierlicher Emissionsreduktion einzuschlagen. 
Vielmehr scheint die Politik durch den Standort-
wettbewerb und vermeintliche Widersprüche zwi-
schen ökologischen, ökonomischen und sozialen 
Faktoren wie gelähmt. Dabei wären die langfristigen 
wirtschaftlichen Folgen eines mangelnden Klima-
schutzes katastrophal (Edenhofer et al., 2009; Stern, 
2007), während ein zeitnaher Einstieg in eine Trans-
formation nur geringe Mehrkosten verursachen wür-
de bzw. langfristig sogar zu einer Kostenreduktion 
führen dürfte (IEA, 2016).

In diesem Kontext erhebt der Zukunftsfonds nicht 
den Anspruch, das bestmögliche Instrument in einer 
Modellwelt zu sein. Vielmehr möchte er einen unmit-

telbaren Einstieg in eine kontinuierliche Emissions-
reduktion ermöglichen und die Dynamik entfachen, 
die für einen Transformationsprozess benötigt wird 
(Leggewie & Messner, 2012). Der Zukunftsfonds ist 
ein marktwirtschaftliches Instrument. Er schafft Be-
dingungen und Anreize für einen Wandel, der genaue 
Weg des Wandels wird nicht vorgegeben.

Durch die Förderung umweltfreundlicher Produk-
tions-, Konsum- und Lebensweisen erzeugt der Zu-
kunftsfonds einen ökologischen Mehrwert. Darüber 
hinaus leistet er einen ökonomischen Beitrag zur 
Modernisierung des privaten und öffentlichen Kapi-
talstocks. Durch die Langfristorientierung der Inves-
titionen stabilisiert er das Finanzsystem. Schließlich 
werden durch die Investitionen neue Arbeitsplätze 
geschaffen und die Form der Finanzierung trägt 
zum Abbau der Vermögensungleichheit bei. Der Zu-
kunftsfonds fördert entsprechend in bedeutendem 
Umfang alle drei Dimensionen einer nachhaltigen 
Entwicklung. Über seine direkte Wirkung hinaus 
setzt er ein Zeichen politischer Verpflichtung, das 
kohlenstoffarme Investitionen anregen wird (Faehn 
& Isaksen, 2016).

Die Grundlage für dieses Policy Brief wurde in einem 
Sondergutachten des Wissenschaftlichen Beirats Glo-
bale Umweltveränderungen (WBGU, 2016 a) gelegt, 
von Löw Beer, Schlüter, Vinke und Farrell (2018) so-
wie Farrell und Löw Beer (2018) ausgearbeitet und 
auf einem Workshop mit 25 Expertinnen und Exper-
ten und über 40 Teilnehmenden am IASS Potsdam 
diskutiert. Der Workshop hat dazu beigetragen, das 
Konzept (insbesondere die Kriterien) zu verfeinern 
und den Blick – neben den Anforderungen an einen 
staatlichen, nachhaltigen Investmentfonds – auch auf 
staatliche Investitionen in die Infrastruktur zu lenken.

Im Folgenden werden die drei Bestandteile des Zu-
kunftsfonds vorgestellt: Ein transformativer Staats-

Sonderbericht 1,5 °C 
globale Erwärmung  des 
Intergovernmental Panel on 
Climate Change (2018)
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Für die Herstellung von 
Baumaterial aus Zement 
und Stahl werden große 
Mengen an Energie be-
nötigt. Wenn allein in den 
Städten der Welt weiterhin 
dieses Baumaterial verwen-
det wird, braucht die Her-
stellung fast das gesamte 
weltweite Emissionsbudget 
auf. Dabei können haltbare 
und sichere Häuser und 
sogar Hochhäuser mit Holz 
und anderen natürlichen 
Baumaterialien errichtet 
werden. Der Zukunftsfonds 
könnte dazu beitragen, 
dass sich diese durch-
setzen, weil sie günstiger 
werden.

(vgl. WBGU 2016 b) 

Vermögensaufbau 

  Besteuerung aktueller   
   Emissionen durch  
   CO2 -Bepreisung

  Besteuerung akkumu-
   lierter CO2-Emissionen     
   durch eine Nachlass-    
   steuer

Mittelverwendung

  50 % der Einnahmen 
    fließen in klimafreundliche  
   Infrastruktur

  50 % der Einnahmen 
    fließen in einen trans- 
    formativen Staatsfonds.  
    Dieser investiert in  
    Unternehmen, die im  
    Einklang mit den UN- 
    Nachhaltigkeits- und       
   Klimazielen stehen

Verwendung von 
Rückflüssen

  Sozial-politische Flankie- 
    rung der Transformation  
    zur proaktiven Gestaltung  
    des Strukturwandels und  
    für Sozialprogramme  
    (gemeinwohlorientiert) 

fonds, Investitionen in den Ausbau einer nachhaltigen 
Infrastruktur sowie eine nachhaltigkeitskonforme 
Finanzierung. Aus Platzgründen ist der vorliegende 
Vorschlag für eine Umsetzung in Deutschland kon-
kretisiert worden. Ein Zukunftsfonds auf europäi-

scher Ebene wäre konzeptuell ähnlich und würde 
zusätzliche ökonomische, ökologische und soziale 
Vorteile bieten. Abbildung 1 fasst die drei Säulen eines 
Zukunftsfonds zusammen.
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Abbildung 1: 
Die drei Säulen eines 
Zukunftsfonds

Quelle: 
IASS/David Löw Beer



Transformativer Staatsfonds

Für Investoren erscheinen Anlagen in nachhaltigen 
Unternehmen häufig wenig attraktiv. Oft realisieren 
sie nur diejenigen Investitionen, die eine hohe Rendite 
versprechen, weil sie Investitionen in nachhaltige 
Unternehmen mit hohen Risiken (vgl. Wüstenhagen 
& Teppo, 2006), hohen Investitionssummen (vgl. 
Ghosh & Nanda, 2010) sowie besonders langen  
Anlagezeiträumen (vgl. Cumming, Henriques, &  
Sadorsky, 2016) verbinden. Selbst in bereits etablierte 
klimafreundliche Technologien, wie erneuerbare 
Energien, werden im gegenwärtigen Finanzsystem 
zu wenig Mittel investiert, um die Finanzierungs-
bedarfe der Transformation zu decken, weil private  
Finanzinstitutionen Risiken bei Preisen (z. B. auf-
grund von Schwankungen von CO2-Preisen) oder bei 
der Höherskalierung (Scale-up) scheuen (Hartley & 
Medlock III, 2013).

Um Unternehmen, die zur Transformation beitragen, 
langfristig und verlässlich zu finanzieren, schlagen 
wir die Einrichtung eines Transformationsfonds vor. 
Durch die Bündelung vieler Projekte würde Risiko 
gestreut und der dadurch erzeugte Effizienzgewinn 
zwischen öffentlichen Auftraggebern und Investoren 
geteilt. Ein solcher nachhaltiger Staatsfonds soll sich 
an den Zielen der Nachhaltigkeitstransformation und 
demokratischen Standards orientieren. Durch ein 
mehrstufiges Verfahren, bei dem politische Reprä-
sentantinnen und Repräsentanten, Vertreterinnen 
und Vertreter zivilgesellschaftlicher Organisationen 
und Expertinnen und Experten einbezogen werden, 
wird er legitimiert und es wird zugleich sichergestellt, 
dass in nachhaltige und nicht in politisch opportune 
Unternehmen investiert wird. In Abbildung 2 wird 
ein Vorschlag für den Investitionsprozess vorge-
stellt. Bei den weiteren Investmentkriterien kann sich 
der Fonds an den Generally Accepted Principles and 
Practices („Santiago-Prinzipien“) der International 
Working  Group  of  Sovereign  Wealth  Funds (2008) 
orientieren.

Abbildung 2:  
Der Investitionsprozess 
des Transformationsfonds

Quelle: 
IASS/David Löw Beer et al. 
(2018)
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Eine Parlamentskommission (Abgeordnete und Fachleute) legt einen 
Rahmen für den Transformationsfonds mit einem Nachhaltigkeits- 
leitbild sowie finanziellen Standards fest.

Ein Beirat aus Vetreterinnen und Vertretern zivilgesellschaftlicher
Organisationen definiert konkrete Anlagekriterien sowie Zielgrößen
(z. B. Karbonverbrauch). Diese werden ca. alle fünf Jahre angepasst.

Eine Geschäftsstelle des Beirats beurteilt unter Einbeziehung externer 
Expertise die Nachhaltigkeit in Frage kommender  Unternehmen 
anhand der Anlagekriterien.

Der Beirat beschließt, in welche Unternehmen investiert werden darf.

Ein an ökonomischen Kennzahlen orientiertes Fondsmanagement trifft 
die finale Investitionsentscheidung und kauft Unternehmensanteile.



Geeignete Unternehmen werden über Anlagekrite-
rien ausgewählt. Diese sollten staatlichen Vorgaben 
einer nachhaltigen Wirtschaft entsprechen und sich 
an Kriterien anspruchsvoller privater Nachhaltig-
keitsfonds orientieren. Dabei soll festgelegt werden, 
in welche Sektoren investiert werden darf (z. B. Ener-
gieeffizienz) und in welche nicht. Der Fonds soll so-
wohl in Start-Ups als auch in etablierte Unternehmen 
investieren und auch die Möglichkeit haben, beson-
ders schädliche Unternehmen aufzukaufen und deren 
Geschäftspraktiken zu verändern oder abzuwickeln.

Mögliche Renditen des Fonds sollten zur „proaktiven 
Gestaltung des Strukturwandels und zur Unterstüt-
zung von ‚Verlierern des Wandels‘ genutzt werden, 
z.  B. Arbeitnehmerinnen und Arbeitsnehmern aus der 
fossilen Energiewirtschaft, um soziale Verwerfungen 
zu vermeiden bzw. zu verringern“ (WBGU, 2016a). 

Ein nachhaltiger Staatsfonds hätte eine doppelte  
Signalwirkung. Zum einen werden nachhaltige Un-
ternehmen an den Markt herangeführt und somit 
mittelfristig nachhaltige Unternehmen und Sektoren 
für private Investments weiter geöffnet. Zum ande-
ren zeigt der Staat, dass er Klima- und Nachhaltig-
keitsziele umsetzt.
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Um die Klimaschutzziele 
im Gebäudesektor zu  
erreichen, müssen wir in  
eine Wärmewende investie-
ren. Der Zukunftsfonds  
würde dazu beitragen, 
diese zu beschleunigen. In 
Potsdam konnte mit dem 
Bau eines Wärmespeichers 
in Verbindung mit einem 
Elektrodenkessel ein ganzer 
Stadtteil auf grüne Fern- 
wärme umgestellt werden. 
Der CO2-Ausstoß verringerte
sich dadurch um 10.000 
Tonnen pro Jahr. 
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Ausbau nachhaltiger Infrastruktur

Eine nachhaltige Infrastruktur bietet die Basis für 
eine klimaverträgliche Entwicklung, da sie die Hand-
lungsmöglichkeiten von Wirtschaft und Gesellschaft 
strukturiert. Ein Umstieg auf E-Mobilität wird z. B. 
nur gelingen, wenn flächendeckend Auflademög-
lichkeiten zur Verfügung stehen (IEA, 2018). Da sich  
Infrastrukturinvestitionen oft erst über lange Zeit-
räume rentieren und es sich häufig um natürliche  
Monopole handelt (es ist z. B. wenig sinnvoll, ein 
zweites Bahnnetz zu errichten), sollte Infrastruktur 
staatlich finanziert werden. Die zusätzlichen Kos-
ten für eine nachhaltige Infrastruktur sind, auch 
kurzfristig, überschaubar. So schätzt die OECD die 
ohnehin erforderlichen globalen Infrastrukturaus-
gaben (Energie, Transport, Wasser und sanitäre Ein-
richtungen, digitale Infrastruktur) auf 6,3 Billionen 
US-Dollar pro Jahr für die Zeit von 2016 bis 2030. 
Mit weiteren 0,6 Billionen US-Dollar (weniger als 10 
Prozent mehr) jährlich können diese Investitionen so 
gestaltet werden, dass das 2-Grad-Ziel wahrschein-
lich erreicht werden kann. Die zusätzlichen Investiti-
onskosten würden durch Einsparungen bei Energie- 
kosten sowie durch den Einsatz emissionsarmer 
Technologien und Infrastruktur mehr als ausgegli-
chen (OECD, 2017).

Im IPCC-Bericht zum 1,5-Grad-Ziel wird der Ausbau 
erneuerbarer Energien als wichtigste und kostenin-
tensivste Maßnahme benannt (IPCC, 2018, p. 22). Im 
Vergleich zum Status quo in 2012 wird für die Zeit 
bis 2050 ein zusätzlicher Investitionsbedarf von bis 
zu einer Milliarde US-Dollar pro Jahr für Energie-
effizienzmaßnahmen und emissionsarme Energie 
prognostiziert (Blanco et al., 2014). Diese Kosten 
könnten um 10 Prozent (McCollum et al., 2018) bis 50 
Prozent (Grübler, 2018) reduziert werden, wenn zu-
sätzliche regulative Maßnahmen zur Begrenzung der 

Energienachfrage eingeführt würden. Eine stärkere 
Begrenzung der Emissionen würde, neben dem Kli-
maschutz, zahlreiche weitere Vorteile mit sich brin-
gen, wie eine Reduktion von Armut und Ungleichheit 
oder eine Verbesserung der Qualität von Gesundheit 
und Ozeanen (IPCC, 2018, p. 24).

Die Mittel des Zukunftsfonds sollten effizient einge-
setzt werden, damit ihr Nutzen für Umwelt und Ge-
sellschaft möglichst hoch ist. Um einen Vergleich von 
Infrastrukturpolitiken zu ermöglichen, sind in den 
Wirtschaftswissenschaften eine Reihe unterschied-
licher Verfahren zur Bewertung von Umweltgütern 
und -leistungen entwickelt worden (Umweltbundes-
amt, 2012), die hierfür genutzt werden sollten. Dabei 
ist es wesentlich, dass die den Bewertungen zugrunde 
liegenden Kriterien klar formuliert und demokratisch 
legitimiert sind. Weiterhin sollte, da Klimaschutz 
eine langfristige Aufgabe ist und einen wesentlichen 
Beitrag zur Generationengerechtigkeit leistet, eine 
niedrige Diskontierungsrate genutzt werden, d. h. zu-
künftige Kosten und Nutzen sollten annähernd gleich 
bewertet werden wie heutige. Dies begründet sich 
auch daraus, dass der Wert von Umweltgütern und 
-leistungen in Zukunft voraussichtlich ansteigt, da sie 
knapper werden (Drupp, 2018).

Darüber hinaus lässt sich aus Strukturwandelprozes-
sen lernen, dass Ressourcen zur Verfügung gestellt 
werden müssen, um einen sozialverträglichen Über-
gangsprozess zu ermöglichen sowie die notwendigen 
kulturellen Veränderungsprozesse und die Entwick-
lung der Zivilgesellschaft zu fördern. Im kulturellen 
Bereich sollten regionale Akteure über die Verteilung 
der Mittel mit einfachen und transparenten Verfah-
ren entscheiden (Agora Energiewende, 2016).
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Umweltfreundliche und sozial  
gerechte Finanzierung 
Die Mittel für den Zukunftsfonds sollen mit einer 
Nachhaltigkeitsabgabe generiert werden, um auch 
auf der Einnahmeseite eine klimagerechte Steue-
rungswirkung zu erzielen. Wir schließen uns hier im 
Wesentlichen dem Vorschlag des WBGU (2016 a) an, 
wobei wir die Steuerhöhen und Mittelverwendung 
modifiziert haben: Aktuelle Emissionen sollen durch 
eine CO2-Bepreisung, historische, akkumulierte 
CO2-Emissionen durch eine pauschale Nachlasssteu-
er mit Grundfreibetrag herangezogen werden. Da-
durch wird das Verursacherprinzip berücksichtigt, 
sowohl in Bezug auf den aktuellen Schadstoffausstoß 
als auch auf die Verantwortung für Emissionen, die in 
der Vergangenheit entstanden sind. 

Konkret schlagen wir erstens einen Preis von 30 US-
Dollar pro Tonne CO2 für 2020 vor, der bis 2050 alle 
zehn Jahre verdoppelt wird. Das durchschnittliche 
Einnahmepotenzial aus einer solchen Kohlenstoff-
bepreisung liegt bei ca. 17,3 Milliarden Euro jährlich 
(WBGU 2016 a). 50 Prozent der Einnahmen aus die-
ser Lenkungsabgabe sollten direkt an die Haushalte 
zurückfließen, um die Akzeptanz dieser ökologischen 
Besteuerung zu erhöhen und um eine Mehrbelastung 
einkommensschwacher Haushalte weitgehend zu 
vermeiden. Jeweils 25 Prozent der Einnahmen sollen 
zur Finanzierung einer nachhaltigen Infrastruktur 
und des transformativen Staatsfonds genutzt werden.

Zweitens sollen Erbschaften über 500.000 Euro pau-
schal mit 25 Prozent besteuert werden. Nachlässe 
unterhalb von 500.000 Euro werden nicht besteu-
ert. Dadurch bleiben etwa 98,5 Prozent der Über-
tragungen steuerfrei. Während die gegenwärtige 
Erbschaftsbesteuerung regressiv wirkt, die prozen-
tuale Steuerbelastung bei höheren Erbschaften also 
geringer ausfällt als bei niedrigeren (Löw Beer et al., 
2018), würden durch die Nachlasssteuer ausschließ-
lich besonders hohe Erbschaften belastet. Durch die 
vorgeschlagene Nachlasssteuer ließen sich aktuell  
Einnahmen von ca. 33 Milliarden Euro im Jahr erzie-
len (Tiefensee & Grabka, 2017).

Wenn, vereinfachend, davon ausgegangen wird, dass 
die Höhe der Nachlässe von 2020 bis 2050 konstant 
bleibt, würden in den Fonds von 2020 bis Anfang 
2050 insgesamt 1,13 Billionen Euro einfließen. In Ab-
bildung 3 wird der Vorschlag zur Finanzierung eines 
deutschen Transformationsfonds zusammengefasst.

Sollte ein europäischer Zukunftsfonds geschaffen 
werden, könnte ein Teil der in Deutschland erziel-
ten Einkünfte zur Finanzierung eines europäischen 
Fonds genutzt werden. 

Abbildung 3:  
Finanzierung und  
Mittelverwendung  
eines Zukunftsfonds  
für Deutschland

Quelle: 
IASS/David Löw Beer 
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50 %

Nachlasssteuer

Steuersatz von 0 % bei Nachlässen unter 500.000 €
Steuersatz von 25 % bei Nachlässen über 500.000 €

Ø Ca. 33 Mrd. €/Jahr

CO2-Steuer und Emissionshandel

CO2-Preis 2020: 30 $/t in 2020; 
Verdopplung  CO2-Preis alle 10 Jahre

Ø Ca. 18 Mrd. €/Jahr

Langfristige Anlagen  

auf Grundlage von
Nachhaltigkeitskriterien  
und -bewertung

Transformativer Staatsfonds

Zuflüsse: Ø Ca. 21 Mrd. €/Jahr

Volumen 2020: Ca.  20,0 Mrd. €
Volumen 2050: Ca. 645,0 Mrd. € 

Klimafreundliche Infrastruktur 

Zuflüsse: Ø Ca. 21 Mrd. €/Jahr

Erneuerbare Energien, Energieeffizienz,  
digitale Infrastruktur, kulturelle Transformation, 
Stärkung Zivilgesellschaft usw.

50 % 50 %
25 %

25 %

Bei Dividende von 2 %: Ø Ca. 6,8 Mrd. €/Jahr
Bei Dividende von 4 %: Ø Ca. 13,5 Mrd. €/Jahr

Soziale und strukturpolitische Flankierung der Transformation

Ø Ca. 9 Mrd. €/Jahr
Steuerentlastung, z. B. Reduktion der Mehrwertsteuer
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